
Protoko11 

Über die Konferenzeitzung des Landtagee vom 14. November 1939 

Beginn vormittags 9 ühr. Anwesend alle Abgeordnetennachmittags 

auch Reg, Chefstellvertr. Dr. Vogt. 

Die Protokolle der letzten 2 Sitzungen werren verlesen und 

genehmigt. 

Traktandum: 

Einbär 
, erun en 

Reg. Chejt gibt bekannt, dass 4 Einbürgerungsgesuche vorliefen 

und dass einzelne Gemeinden die Zuhaltung einer Einbürgerung von 

ihrer Beitragsleistung an den Scheidgraben abhängig machen. Auch 

die an die Sparkasse gegenwärtig gestellten Anforderungen seien 

8f0rmb 

Nach Äenntnienahme der Gesuchsunterlagen beschliesst der Landtag 

mehrheitlich die befürwortende Weiterleitung folgender Einbürge- 

rungsansuchen: 

l, ) Alfred Bergmann mit Ehefrau in der Gemeinde Ruggell mit der 

Auflageodase der Betrag für den : Schulhausbau und Entwgsserungear- 

beiten verwendet werde. 

2, ) Sammler-Rardmeyer Rudolf und Frau Ida in der Gemeinde Gam- 
d') 

mit der Massgabe, dass der Betry z9r Aýdegkun der Anteiaote 

an Esche- und Soheidgrabenarbeiten(Verwendung ndet 

3. ) Fritz von Opel Ing, und Frau Margith geb. Löwenstein in der 

Gemeinde Planken mit der Beati : mungpdas.: das Geld VWMW'UUDMMMM 

Zur Abdeckung den Anteiles am Scheidgraben und zu Meliorationn arbei- 

ten dieses Gebietes aufgewendet wird, 

49) Selma und Ursula Nothmann in der Gemeinde Vaduz. Der Betrag 

$oi1 an den Scheidgraben und für den Bau von Lehrerwohnungen verwen. 

det werden. Rier wird noch die Auflage gemacht dass die gebotene 

Kaution von Fra, 3o, ooo auf Frs. 6o#oo0. - erhöht werdeodamit nicht 

die aufgestellte Norm durchbrochen ist. 

Bei dereBehandlung dieses letzteren Einbürgerungegeeuchea kam 

der Landtag neuerlich auf den Zehrerwohnun. renbau in Vaduz zu spre- 

ohen. Naoh ln. ngerer Diskussion glaubt der Landtages beim früheren 
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Beschluss bewenden lassen zu sollen. Mit der Gemeinde Vaduz soll 

aber in aller Bälde, damit nicht die erwünschte Arbeitsbeschaf- 

fung hinausgezögert werde, noch einmal verhandelt werden. 

Dr. Schädler verweist auf die unangenhme Radio- und Zeitungenachrieb 

ten betr. Spenccen von Liecht n: -teinern für die französische Regierum 

Nach seinem Vernehmen soll ein Liechtensteiner in Parie 2M 1 Mille 

fz. Prankan gespendet haben und andererseits soll in einer schwedi- 

eehen Zeitung die Meldung gebracht worden sein, dass in Liechteneteix 

niedergelassene, I Ausländer dem französischen Konsulat 1 Million 

Franken zur Unterst#tzung eines Emigrantenarmeekorps in Frankreich 

gegeben haben. Er könne al&erdinge nicht überprüfen, ob diese Angaben 

auf Richtigkeit beruhen. 

Reg. Chef klärt auf, dass er die erstere Meldung auch gehört und gele- 

gen habe jedoch aeilA diese Million franz. Franken für notdürftige 
Soldaten und deren Familien gespendet worden. Die zweite Sache dürfte 

Jedendalls eine andere Version des ersten Falles sein. Die Regierung 

könt e aber nichts machen, werde aber der lache nachgehen. 
Dr. Schädler bemerkt, dass er auch gehört habe. dass irimer neue Zuwan- 

derungen stattfinden und verweist auf den Fall SSohönwalter, wo zwei 

Brüder angeblich einen Transitaufenthalt erwirkt und jetzt hier 

seien. E8 sei hier mit Tricks und auf Schleichwegen der Aufenthalt 

ergatert worden. 

-eg. C _ eeß stellt die Prüfung des Falles in Aussicht. 

Bei der Behandlung der Einbürgerungen oeschliesst der Landtag 

auch noch einstimmig. dass innkünftig jeder Neubürger für jedes 

nach Erhalt des lieoht. Bürgerrechtes aus der Ehe entstammende Kind 

Frsolo. ooo. - nachzuzahlen habe und zwar soll diese Summe zu 2/3 

der 'oetr. Gemeinde und zu 1/3 dem Lande zufallen. Diese Auflage 

hat auch Geltung für den MKIR vorerwähnten 4 Einbürgerungsfälle. 

Io Subventionsgesuch der Sennereigenossenschaft Näls. 

Der Landtag lohnt eine Subventionierung ab mit der Begründung, 

dass es zu Konsequenzen führen würde, Betriebe zu subventionieren, 

die nicht im Betriebe sinä und auch die Begründung des Gesuches 

spreche nicht für eine Wilifahrung. 

II. Subventionsgesuch der Alpgenossenschaft Gapfahl_ 

\ 
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Der Landtag ist der Meinung, dass das Ans then an die Regierung zur 

normalen Behandlung zurückgewiesen werden soll. Die Genossenschaft 

8011 zuerst die Rechnungen vorlegen und dann soll die normale 
Subvention gewahrt werden. Falls sie mehr wünscht, könnte das Gesuch 

dem Landtage abermals vorgelegt werden. 
III. Subventionsgeuch Gustav Biedermann, Sohaan. 

Dx. Schäd: ler verweist auf das Kurpfuschertum des Biedermann, es 

sollte dies gesetzlich unterbunden werden. Vienn man solche Betriebe 

weiter eubventioniere, dass müsste man allgemein auch andere Be- 

trie be, wie das Schwi: mbad in Vaduz etz. etz. subventionieren. Er 

beantragt Ablehnung des Gesuches. 

Der Landtag ist fast allgemein der Auffassung, dass das Gesuch 

abzulehnen sei, da es zu Konsequenzen führen könnte. 

'. Bubventio eeuch des Verkehrsvereines Triesenber&, 

Beck Joh. unterstützt das Gesuch, da die Saison tatsächlich eine 

schlechte gewesen und das was eingetreten sei, nieht vorauszusehen 

Ware 

Dr. Schtldler beantragt eine Subvention von k`rs. 5oo. -. 

Z2&* Chef befüwwortet ein Entgegenkommen mit Rücksicht darauf, dass 

im kommenden Jahre eine Reduktion des für solche Zwecke bian budge- 

eierten Betrages vorgenommen werde. 

V. Einführung einer neuen Bürozeit. 

Der Landtag spricht sich mehrheitlich gegen die Einführung derselbe 

aus, da im Volke verschiedene Stimmen dagegen laut geworden seien. 

Erst wenn tatsächlich infolge Mangel an Kohlen die Notwendigkeit 

vorhaný-: en wäre, könnte die Neneinführung dieser Bürozeit erwogen 

Werden. Die Einsparungen an Licht und Kohle seien minim und wurden 

die Neuordnung nicht rechtfertigen. 
YI. Gesuoh des Kirchenbauvereine Schaanwald um erhöhte Subvention, 

Nach Kenntnisnahme und Befürwortung des G suchen durch Abg, Büh- 

ler ist der Landtag der Auffassung, dass das seinerzeit eingebrach- 

te Gesuch der Gemeinde Triesenberg gleichzeitig mitbehandelt wer- 

den eoll. Das Gesuch wird daher zurückgestellt, bie die Rechnungs- 

unerlagen von Triesenberg vorliegen. 

Mittagspause. 

A Gä 
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Fortsetzung nachm. 2 Uhr. 
Dr-Vogt erscheint zur Sitzring. 
y-`_. Gesuch des 'ord. Bthler. Triesenberg 16 wegen Konsoýºtenwälder. 

Dr. Vogt, dass eine Beschlussfassung noch nacht möglich sei, da 

das Landgericht pocht gehört werden müsse. Auch sei es möglich, 
dass noch andere Konsortenwälder vorhanden seien und diese soll- 
ten durch eine gesetzliche Regelung nun endgültig einmal aus der 

Welt geaehafft werden. 
Der Landtag überweist die Sache der Regierung zur weiteren Abklärung, 

Ruoksprache 
mit dem Landgericht und Verlage einer Gesetzesvorlage, 

die alle noch bestehenden Konsortenwälder erfassen soll. 

Vom. Eingabe des A, Mauren betr. Viehabeatzförder 

Nach längerer Diskussion gelangt der Landtag zur Auffassung, daae 

die Ausschüttung von Frachtbeiträgen nicht empfehLbnswert aei, da 

einerseits das meiste aus Liech. enstein verkaufte Vieh heute schon 

in den Genuss dieser schwei zerischen Transportprämie gelange und 

andererseits die Ausschüttung einen Frachtkestenprämie 
If ur 

e Verhandlungen mit dem Schweiz. Braunviehzuchtverband ]OýY 

ein Präjudiz bilden würde. Es bestehe vielleicht noch die Möglich- 

keit, dass die liecht. Bauern in den vollen Genuss der den schweiz. 

Beuernschaft gewährten Begünstigungen gelangen. 

Dr. Vogt gibt auchAUfklarung über die Verhandlungen mit dem Schweig 

Braunviehzuohtverband wegen Anerkennung der lieeht. Ohrmarken. Die 

liecht. Bauernschaft bezw. die Berufsorganisationen hätten sich nun 

mehrheitlich für den Anschluss an diesen Verband entschieden und 

das Sohweiz. Sekretariat würde sämtlich Absatmnmungenachweise durch 

eine Kopie zur Verfügung stellen. So müsste man bei einer wirt- 

schaftlichen oder politischen Neuorientierung nicht vor vorne anfan- 

gen. 

1Q Angea buhte dieser Umstände sieht der Abg. BÜhler von 

einer Weiterbehandlung seiner Eingabe ab und die Angelegenheit wird 

verschoben. 

IX. Abänderung des Art. 73 des Sýeuergsetzes. 

Dr. Vogt gibt die notwendigen Aufklärungen, die zur Abänderung 

des Steuergesetzes geführt haben. Veranlaseung habe auch ein Gut- 

achten des Staatsgeriohtshofee gegeben. Die Versioherun en wiircen 

wahrscheinlich diese Steuer auf iie Ver9ieherten Rbx± lztn 
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Der heutige Steuersatz Bei auch weit ü.. er dem schweizerischen 
Durchschnitt. Eine Reduktion der Gesellschaftssteuer sei berechtigt 

Und der Ausfall könne teilweise wieder wettgemacht werden durch 

Beteuerung von Versicherungsverträgen. 
Drýt bemerkt , dass auch über Einschreiten der Steuerverwaltung 

Und der Gemeindesteuvrkassiere Art. 29 des Steuergesetzes eine Ab- 

anderung erfahren sollte in dem Sinn, dass die Lohnsteuer bei den 

Arbeitern 
gleich abgezogen w*rde, wae für die Steuerkassiere eine 

grosse Erleichterung darstellen würde. Es werde ain Abzug von 4 

vorgeschlagen. 

Ki n. dde begriisat diese Abänderung und auch die Arbeiterschaf t sei 

damit einveretanden, so hätten sich wenige cens viele Arbeiter ihm 

gegenüber ausgedrückt. 
.b eck und Sele halten einen 3%igen Lohnsteuerabzug für zu hooh, ein 

Bittei 
von 2+ sei genügend. 

Die Geetzesvorlage zur Abänderung des Steuergesetzes erhält dem- 

nach folgende Fassung: 
it 

Gase°tx 

betr. die Abänderung des Ata, 29/ 
i rt 

73 den Steuergesetzes 
Por4 11, Jäibner 1933 ZLG83. Nr.: 2« 

Dem Landtagsbesohlusse vom ......... erteile Ich Meine Zustimmung: 

Ar 

'kl't:. 29 Abe. 1 des Steuergeetzes vom 11,1.1922 340bl,, Nr, 2 erhält 
folgende Pas sung: 

Die Brwer, z steuer unselbständig BrVrerbetlder ( Beamte, Ange- 

$tellte, Arbeiter und Dienstboten) wird beim Arbeitgeber eingezogen» 
dieser 

ist verpflichtet, bei der Gehalt- oder Lohnzahlung vom Gei 
halte 

oäer lohn eitlen Abzug einzubehalten. Dem Abzugs ißt zn Grunde 
gelegt der Ge'lk]. t oder Lohn einachiieasiioh der Naturalbezüge und 
er beträgt , beim Inländer respektive 3% bei nieder,,. elaasenen Aus. 
' dernv, Der Abzug ist auf volle lo Rpanach Unten abzurunden. Bei 
einer Beschäftigung von weniger als einer Woche findet kein Abzug 
etBtt. Zuviel bezahlte Steuer ist nach Beendigung den Steuerjahres 
*arüokzubezahlený. " 

Ar 
$r't. 73 des Gesetzes vom 11 1,1923 LdGB1#Nr, 2 erh . lt folgende Pasagng& 
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" Die zum Geschäftsbetriebe im Lande zugelassenen Vereicherungaw, 
peternehmen 

entrichten an stelle der Kapital- und der Ertrageatener 
die 0 e8e12$chaftsstenor mit 3 vom Hundert der im Lande erzielten Pr' 
dien®innshmen, 

Dem zum Geschi fe betriebe im Lande zugelassenen Verei- 

eýe nt santeraelmýungen sind gleichgestellt Versiaherungennternehmungen, 
die ohne spezielle Zulassung Versicherungsgeschäfte im Lande tätigen 
beee*r4it 

in Liechtenstein wohnenden Personen Versicherungsverträge ab- 
sýhýiSaeen�Die 

Steuer darf nicht auf den Versicherungsnehmer abgewälzt 
Aerden"Die 

Steuer wird nicht erhoben bei Versicherungsorganie ationen, 
Welche 

wegen ihres gemeinntitzigen Oa rakters Anspruch auf Steuerfrei" 
best 

nach Art, 65 Abel lit, b haben aril bei Versicherungsvereinen auf 
Ge$eb8eitigkeit,. 

weiche ihren il Sitz im Lande haben und die StAp- 
er ale Selbsthilfegenoe aons ehaftea nach Art ji entriohtent 

Ar$,! 1,3 
Dieeae 

4enete wird a113 dringlich erkltLrt and tritt mit dem Tage der 

"taehun$ iv Kraft. 

iFa du2 , aU ............. +.... 
--------------------- 

g'ýýämpfung 
der 8indertuberkuloeeý 

Dr"vo t verweist auf die schweizerischen gesetzlichen Bestimmungen, 
Wopa'311 

die Bekämpfung den Kantonen anheimgestellt 8ei. TIT1 Kanton 
"Gallen 

werden 8oo bezahlt, sonet werde für die medizinische Be- 
handlung 

50% unf für die Schlachtung der Tiere 5o% an den Schaden 
bezahlt. 

Eine Lösung wäre bei uns möglich, wenn wir des Viehversiohe- 

ýevereine subventionieren etwa mit b der Kosten. Rund 40 Stück 
im Jahre fallen den Versicherungen wegen Tuberkulose an und zudem 
eoýi te das Uebel in der Wurzel bekämpft werden. Eine durchgreifende 
eek4Mpfung 

der Tuberkulose erfordere grosse Summmea. Alle tuberkulose 

8efhrdeten 
Tiere müssten erfasst werden. 

Ri\_ 
ordi Der Yiehversi aherungeverein hu to besahlosean, an das Land 

he1'anzutreten, 
da die Passiven des Vereines ohne Zutun des Landes 

gegeben 
werden, daa Wintereemeater w erden sie wieder tiberhauen. Die 

4. 
"8"5rung eoi. lte oioh auch bei den Tierätzten über den Fartechritt 

der 
Rindertuberkuloee erkundigen. 

DZ 
t glaubt, dase man heute nicht zu einem abschliessenden Eri, o1mie 

A 03 

Liquidierung führen wiirden. Fiir das sommersemeblier sollte etwaa 
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$e]angen könne. Der Landtag soll die Regierung beauftragen, eine 
Vorlage 

auszuarbeiten und ihr Richtlinien vorschreiben. Die 

Vereine müssten sich rann verpflichten, ihre Beiträge nicht herun- 

terzusetzen und sie müssten die Tiere abnehmen, bevor sie sterben. 
DrVhädler 

glaubt, dae; eine richtige und gründliche Bekämpfung 

daß Land schweres Geld koste. Bs müssten auch noch andere Bekämpfuge 

mittel angewendet werden ausser der Bohlachtung. Die Durchführung 

e&I er Impfung hält er nicht für empfehlenswert, da wir so in ein 
Chaos hieneinstürzen. 
Re 

. Chef glaubt, daes man es so machen jSnntedie Bauern einzuladen, 

dieser Bekämpfungsaktion beizutreten unabhängig von der Versiche- 

rung, Von den Bauern einen gewissen Beitrag verlangen und dann im 

Falie der Schlachtung hat er ein Recht, ettivas zu fordern. Im Augen' 

blick würde ich zu -verhindern auchen, daee die Viehversicherung li- 

güidieren muss und würde eine Sutention in Aussicht stellen. 
72is ch teilt mit, daes Sie etwa Pre. 5ooo. -- brau di en, um vor einer 
Katastrophe bert zu bleiben. 
Fpýident glabbt, daae die Versicherung ein entsprechendes Gesuch 

erlagen ninreiuhen sollte. 

Schluss der Sitzar J6Uhr. 

. Sol, ole-, "t 

ýýýFý 
ý 
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